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Vereidigung von fünf neuen Polizisten am letzten Mbntag 
«Ich schwöre einen Eid zu Gott dem 
Allmächtigen und gelobe, Seiner 
Durchlaucht dem Landesfttrsten 
treu und gehorsam zu sein, die Lan­
desverfassung zu beachten und die 
Landesgesetze sowie die Anordnun­
gen meiner vorgesetzten Behörde 
strenge zu befolgen, meine Dienst­
pflichten in Allem und Jedem nach 
bestem Wissen und Gewissen zu 
erfüllen und jeden wie immer gear­
teten Missbrauch meines Amtes 
sorgfältig zu vermeiden. Ich 
schwöre, so wahr mir Gott 
h e l f e . . . »  

Mit dieser Eidesformel, die sie am 
Montagnachmittag im Landtagssaal 
dem Regierungsvertreter, Vize-Re-
gierunqschef Hans Brunhart abga­
ben, traten fünf Polizisten in den 
Staatsdienst. 

Volks­
begehren 
«Wae wäre geschehen, wenn 
die VU im Landtag nicht eine 
Volksabstimmung übbr die 
Initiative zur Verankerung 
d e s  Mehrhettsprinzips durch­
gesetzt hätte? Wäre d a s  
Volksbegehren dann automa­
tisch zum ergänzenden Ver­
fassungsartikel geworden? 

(rt., Schaan)  
* 

Zunächst  eine notwendige 
Korrektur: Die Vaterländi­
s c h e  Union, bzw. ihre Frak­
tion im Landtag hat  keinerlei 
Beschluss zur Durchführung 
einer  Volksabstimmung 
«durchgesetzt». Die Anord­
nung einer Volksabstimmung 
durch die Regierung war  
e ine  zwingende Vorschrift im 
Gesetz, nachdem d a s  Volks­
begehren  im Landtag nicht 
die erforderliche Einstim­
migkeit (oder zweimal e ine  
Dreiviertelmehrheit) gefun­
d e n  hatte, welche bei Verfas­
sungsänderungen oder  -er-
gänzungen notwendig ist. 
Aber auch  wenn dies  d e r  Fall 
gewesen  wäre, hätte d e r  
Landtag darüberhinaus e ine  
Volksabstimmung anordnen 
können. Der am 13. Oktober 
übrigens einstimmig gefass te  
Landtagsbeschluss,  die Ini­
tiative zu r  Verankerung d e s  
Mehrheitsprinzips in d e r  Ver­
fassung dem Volk zur Ab­
stimmung vorzulegen, war  
e ine  reine Sandkastenübung.  
Selbs t  wenn sich die Abge­
ordneten  gegen  die  Durch­
führung einer Volksabstim­
mung ausgesprochen hätten, 
hä t te  die  Regierung eine sol­
c h e  anordnen müssen. Ein 
einmal zus tandegekommenes  
Volksbegehren hat  höchs te  
Autorität und kann auch von 
e inem Parlament nicht mehr  
Im ablehnenden Sinne a u s  
d e r  Welt geschafft werden.  

Es sind dies Polizeianwärter 
Rudolf Oehri, Reto Brunhart, Bruno 
Lampert, Walter  Wanger  und Otto 
Beck, welche am 27. Oktober 1975 
die einjährige Grundausbildung in 
der Polizeischule der Kantonspo­
lizei Graubünden in Chur beendet 
haben (Im Bild mit Polizeichef 
Meier). 
Schulkameraden anwesend 
Der Vereidigung der fünf neuen 
Polizisten wohnten am Montag 
auch die 13 Polizeianwärter der 
Kantonspolizei Graubünden bei, die 
mit unseren frisch qebackenen Po­
lizisten in der  Polizeischule der 
KAPO Graubünden die Schulbank 
drückten. 

Liechtensteins Sicherheitskorps 
war  durch den Polizeichef Hermann 
M e i e r ,  sowie den Ressortchefs 
Vinzenz Batliner und Heinz Hassler 
im Rahmen der Vereidiqunqszere-
monie vertreten. 

Dank an BUridner Kantonspolizei 
Anlässlich seiner kurzen Anspra­
che an  die Anwesenden sprach Re­
gierungschef-Stellvertreter Hans 
B r u n h a r t  den  Dank a n  die Kan­
tonspolizei Graubiinden für die gute 
Zusammenarbeit während der  letz­
ten Jahre  aus. Er lobte den guten 
Ruf der Bündner Polizeischule Chur 
und richtete spezielle Dankesworte 
an Leutnant Schmid, de r  für die 
Ausbildung unserer Polizeianwär­
ter verantwortlich'zeichnet. 

Es sei. keine Selbstverständlich­
keit,. dass die liechtensteinischen 
Polizeianwärter im Kanton Grau­
bünden ihre Ausbildung gemessen 
können und für dieses Gastrecht 
möchte e r  danken, fuhr Brunhart in 
seiner Rede fort. Er verwies auf die 
engen Beziehungen zwischen Liech­
tenstein und dem Kanton Graubün­
den und e r  erachte es als eine 
glückliche Lösung, dass Liechten­

steins Polizisten in unmittelbarer 
Nachbarschaft auf ihren künftigen 
und verantwortungsvollen Beruf 
vorbereitet werden können. 
Brunhart: «Ein schweres aber auch 
schönes Amt» 
Zu den vereidigten Polizisten ge­
wandt, meinte Brunhart, dass sie 
nunmehr ein schweres aber auch 
schönes Amt vor sich sehen, das 
ein Höchstmass an Verant-
wortungsbewusstsein erfordere. 

Sie würden nun ins Rampenlicht 
der Oeffentlichkeit hinaustreten. 
Ihr verantwortungsvoller Beruf für 
die Sicherheit des Staates werde 
sich von nun an in ihr Leben 
einprägen und  den  künftigen "Weg 
bestimmen. 

Polizist sein, hiesse nicht nur 
Sanktions- und Strafbehörde sein, 
sondern vielmehr sei es die grosse 
Aulgabe mit beratender Funktion 
den Mitmenschen Jederzeit zur 
Seite zu stehen und allerorten Ver­
trauen zu erwecken, führte Vize­
chef Brunhart in seiner Rede weiter 
aus. 

Mit der  Unterschrift auf das Ver-
eidigungsprotokoll und den besten 
Wünschen seitens der Regierung 
für die künftigen Aufgaben in 
Staatsdiensten ging die Vereidi-
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Die Neuordnung des 
Charakterisierung des geltenden Steuerausgleichs 
In partnerschaftlichem Einverneh­
men zwischen Regierung und Ge­
meinden soll der  Lastenausgleich 
zwischen Land und Gemeinden neu  
geregelt werden. Die von der Re­
gierung vorgelegten Entwürfe will 
diese ausdrücklich als Diskussions­
grundlage verstanden wissen. End­
gültige Beschlüsse sjnd erst nach 
Abschluss des inzwischen eingelei­
teten Vernehmlassungsverfahrens 
zu erwarten. Wi r  beschränken uns  
deshalb in de r  unveränderten Wie­
dergabe von Passag^tl aus  dem Be­
richt der  R e g i e r u n g  Eine redak­
tionelle Würdigung:,jsnheint uns an­
gesichts der Tatsadi& dass es sich 
hier um Vorschläge handelt, die 
erst noch ausdiskutiert werden 
müssen, nicht am Platze. 

' 

Das derzeit geltend^ Ausgleichssy­
stem ist in seinem Aufbau und  
seiner Wirkung widersprüchlich 
und kompliziert, Di'ps rühr t  davon 
her, dass der  Steuerausgleich seit 
Einführung des geltenden Steuerge­
setzes im Jahre  1961 verschiedent­
lich geändert wurde. Der seit 1972 

geltende Schlüssel versucht, allen 
Gemeinden zu den eigenen Steuer­
einnahmen soviele Mittel aus  Lan­
dessteuern zuzuführen, dass pro 
Kopf der  Bevölkerung möqlichst ein 
gleich grosser Steuerertrag zur 
Verfügung steht. Dass dieses 
Endziel durch verschiedene Stufen 
mit teils widersprechendem Inhalt 
zu erreichen versucht wird, ist der 
eingangs erwähnten Entwicklungs­
geschichte zuzuschreiben. 

Der geltende Steuerausgleich 
lässt sich wie  folgt einteilen: 

1, Stufe 1974 Fr. 12 730 427 
Zuweisung fester Anteile aus Kapi­
tal- und  Ertragsteüer, Grundstück-
gewinn-, Qüellen- und Rentner­
steuer 

Auf dieser ersten mengenmässig 
sehr bedeutsamen Stufe wird der 
Gemeindeanteil aufgrund de r  Höhe 
dör  - Steuereinnahmen berechnet.  
Die Gemeinden erhalten bestimmte 
Anteile am Aufkommen d e r  einzel­
nen Steuern nach festgelegten Kri­
terien. Es handelt sich also um 
einen reinen vertikalen Ausgleich. 

2. Stufe 1974 Fr. 2 598 155 
Zuweisung lOprozentiger Anteile 
an  der besonderen Gesellschafts­
steuer (ohne Erhöhungsbetrag) und 
an der Motorfahrzeugsteuer 

Auf der zweiten Stufe erhalten 
die Gemeinden Mittel zu gleichen 
Teilen, ohne Berücksichtigung der 
Einwohnerzahl-oder der  eigenen Fi-

gungszeremonie gegen 4 Uhr mon­
tags zu Ende. 

Anschliessend begab sich das ge­
mischte Polizeicorps zu einer Be­
sichtigung der Firma Hilti AG in 
Schaan, der  im Hotel Meierhof in 
Triesen bei einem von der  
Regierunq offerierten Nachtessen 
eine kurze Orientierung durch Poli­
zeichef Hermann Meier folgte. 

Die offizielle Feierstunde mit den 
Bündner Gästen endete am Montag­
abend um 8 Uhr. 

D i e  aktuel le  Frage 

Am letzten Montag wurden fünf 
junge Polizisten vereidigt und in d e n  
Staatsdienst aufgenommen. Wie 
immer liefern ge rade  Anstellungen 
von Beamten ins Sicherheitskorps 
für einige Leute in unserem Land 
zündenden Gesprächsstoff, d e r  oft 
durch «Wirtshaus-Diskussionen» im­
mer  wieder  neue  Nahrung erhält. — 
Der Inhaltsbogen d e r  Diskussionen 
erstreckt  sich von «überflüssig» bis 
zu «notwendige Massnahme». War 
die Anstellung d e r  fünf neuen  Poli­
zisten überflüssig o d e r  notwendig? 
— Diese Frage muss  man mit einem 
klaren JA beantworten, wenn man 
einen kurzen Blick in den  Arbeltsbe-
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reich unseres  Sicherheitskorps wirft. 
Die zunehmende  Motorisierung mit 
d e r  (leider) oft unvermeidbaren Zu­
n a h m e  de r  Verkehrsunfälle, die 
s te igenden Zahlen im Bereich de r  
Kriminalität (auch bei u n s  in Liech­
tenstein!), mit d e r  logischen Konse­
quenz  von erhöhter  und vermehrter  
Fahndungsarbeit,  a b e r  auch die  
Mehrarbeit in den  Sektoren Verwal­
tung und Administration begründen 
e ine  Vergrösserung d e s  FL Sicher­
heitskorps eindeutig. Ein paa r  
Zahlen a u s  d e m  Rechenschaf tsbe­
richt 1974 d e r  Regierung sollen 
d iese  Massnahme verdeutlichen: 
Insgesamt ereigneten s ich im Be­
richtsjahr 340 Verkehrsunfälle, Was 
e ine Zunahme von 25 Unfällen g e ­
genüber  1973 ergibt. 13 Mensichen 
fanden auf unseren S t rassen  im 
J a h r e  1974 den Tod. 192 Personen 
muss te  d e r  Führerschein entzogen 
werden,  wovon allein 83 Entzüge im 
Zusammenhang mit einem Verkehrs­
unfall s tanden.  Auf Liechtensteins 
St rassen bewegen sich heute  wejt 
über  13 000 Motorfahrzeuge aller 
Art. Die jährliche Zunahme ist frap­
pant. — Aus d e m  Bereich d e r  Jus t iz  
folgendes Zahlenmaterial: Bei d e r  
Staatsanwaltschaft langten 1974 
1028 Strafanzeigen ein. Anklagen 
wurden erhoben wegen  Vergehens  
gegen  die Sicherheit d e s  Lebens  (5), 
Vergehen gegen  d e n  persönlichen 
Geheimbereich, Diebstahl (7), Raub, 
Totschlag, Betrug, Schändung,  Un­
zucht, schwere  Körperverletzung, 
Zuwiderhandlung gegen  d a s  Öetäu-
bungsmittelgesetz und g e g e n  d ie  öf­
fentliche Sicherheit. Man könnte  d ie  
Kette d e r  Straftaten beliebig welter­
führen. Wenn m a n  s ie  mit d e n  
letzten Jah ren  vergleicht, s o  fällt 
auf, d a s s  sich a u c h  im Bereich d e r  
Kriminalität d e r  Bogen d e r  Strafta­
ten leider immer weiter  spannt .  — 
Das Sicherheitskorps umfasst  heu te  
37 Beamte, davon entfallen 13 auf 
den Verkehr und 11 auf d ie  Fahn­
dung. Für  24000 Einwohner 13 Ver­
kehrspolizisten und 11 Kripobeamte. 
Ist d a s  wirklich zu  viel, wenn  m a n  
die e r sch reckenden  Zahlen kenn t?  
— Zum Schutz  d e r  Sicherheit  darf 
uns  nichts zu  t e u e r  sein, e s  ist un­
s e r e  eigene.  (höe) 


